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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Carstens (Fehmarn), Stücklen, Katzer, Dr. Götz, Dr. Jenninger 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Kostenentwicklung der sozialen Sicherung und Bildung von drei 
Arbeitsgruppen der Sozialpolitischen Gesprächsrunde zu Fragen der sozialen 
Sicherung 


In der letzten Sitzung der Sozialpolitischen Gesprächsrunde im 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung am 11. Juli 
1975 wurden drei Arbeitsgruppen gebildet, die bis zum Herbst 
die bedrohliche Kostenentwicklung sowie die Entwicklung der 
Leistungen in den Bereichen der Arbeitsförderung, der Kranken- 
versicherung und der Rentenversicherung untersuchen sollen. 
Noch im Sozialbudget 1974 hatte die Bundesregierung hervor- 
gehoben, daß die in den letzten Jahren stark gestiegenen 
Sozialleistungen auch in Zukunft bei gleichzeitig wachsenden 
realen Nettoverdiensten der beschäftigten Arbeitnehmer zuneh- 
men werden. 

Hierzu fragen wir die Bundesregierung: 

1. a) Zum Zeitpunkt der höchsten Arbeitslosigkeit seit zwan- 
zig Jahren sind die liquiden Reserven der Bundesanstalt 
für Arbeit aufgebraucht und der Bund muß mit Zuschüs- 
sen ihre Zahlungsfähigkeit sichern. Mit welchem Finanz- 
bedarf für die Bundesanstalt rechnet die Bundesregie- 
rung bis zum Jahresende 1975 und für 1976? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der 
Dauerarbeitslosen zum Jahresende? Wie viele dieser Ar- 
beitslosen werden Anspruch auf Arbeitslosenhilfe haben, 
und wie viele werden auf Sozialhilfe angewiesen sein? 

c) Plant die Bundesregierung eine Verlängerung des Be- 
zugsredits für Arbeitslosengeld? 

d) In einem Sonderberi(Jit hatte der Bundesrechnungshof 
1973 darauf hingewiesen, daß sich die Bundesanstalt für 
Arbeit wegen einer ungenügenden Rücklagenbildung 
hart am Rande einer Illiquidität bewege und schon ein 
mäßiger Anstieg der Arbeitslosigkeit zu einer Insolvenz 
der Bundesanstalt führen könne. Mit welchen Maßnah- 
men hat die Bundesregierung auf diese Warnungen rea- 
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giert und die Konsequenzen aus der Tatsache gezogen, 
daß die Bundesanstalt selbst in Jahren geringer Arbeits- 
losigkeit (1970 bis 1971) mit einem Defizit abschloß? 

e) Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die Notwen- 
digkeit, das Arbeitsförderungsgesetz zu „durchforsten" 
und „Mißbrauchsmöglichkeiten" zu beseiten? Worin 
sieht die Bundesregierung einen Mißbrauch dieses Geset- 
zes, und an welche Maßnahmen denkt sie? Welche Ein- 
sparungen erwartet sie infolge dieser Maßnahmen? 

f) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung der 
Arbeitsgruppe zur Überprüfung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes vorgeschlagen, um die finanzielle Lage der 
Bundesanstalt für Arbeit langfristig zu konsolidieren und 
die gesetzlich vorgeschriebene Rücklage wieder aufzu- 
bauen? 

2. a) Nach dem Sozialbudget 1974 sollen die Beitragssätze zur 
gesetzlichen Krankenversicherung bis 1978 auf 11,0 v. H. 
bis 11,5 V. H. steigen. Der Bundesverband der Ortskran- 
kenkassen rechnet heute jedoch mit einem Durchschnitts- 
satz von 14 V. H. für diesen Zeitpunkt. 

Mit welchem Beitragssatz rechnet die Bundesregierung 
derzeit für 1978? 

b) Welche Mehraufwendungen bringen das Rehabilitations- 
angleichungsgesetz, die Übernahme der vollen Kosten 
für Zahnersatz, das Strafrechtsreform-Ergänzungsgesetz 
in Verbindung mit der von der Regierungskoalition beab- 
sichtigten Reform des § 218 StGB den Krankenkassen 
nach den neuesten Schätzungen für 1975 bis 1978, und 
wieviel Beitragspunkte macht das jeweils aus? 

c) Mit wieviel Beitragspunkten belastet die Krankenver- 
sicherung der Rentner den einzelnen beitragszahlenden 
Versicherten in der gesetzlichen Krankenversicherung? 

Welche Beitragsentwicklung erwartet die Bundesregie- 
rung infolge der beabsichtigten Neuregelung der Finan- 
zierung der Krankenversicherung der Rentner? 

d) Voraussagen, wie sie z. B. im Krankenversicherungsbud- 
get des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport 
des Landes Rheinland-Pfalz gemacht wurden, daß die 
Krankenkassenausgaben 1978 zwischen 90 und 100 Mrd. 
DM liegen würden, sind bisher von der Bundesregierung 
als „Horrorgemälde" bezeichnet worden. Welche Aus- 
gabenhöhe hält die Bundesregierung für diesen Zeitpunkt 
heute für realistisch? 

e) Welche Vorschläge hat die Bundesregierung der Arbeits- 
gruppe zur Überprüfung der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung gemacht, um das Anwachsen der Ausgaben im 
Krankenversicherungsbereich einzudämmen? Welche 
Einsparungsmöglichkeiten erwartet sie von den einzel- 
nen Maßnahmen? 
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3. a) Hält die Bundesregierung die Annahmen des Renten- 

anpassungsberichts 1975 bezüglich der Einkommens- und 
der Arbeitsmarktentwicklung für realistisch? Inwiefern 
sind diese Annahmen ihrer Meinung nach zu korrigie- 
ren? Wie beurteilt die Bundesregierung die mittel- und 
langfristige finanzielle Entwicklung der Rentenversiche- 
rung unter den veränderten Annahmen über wirtschaft- 
liches Wachstum und Beschäftigung? 

b) Wie veranschlagt die Bundesregierung die langfristigen 
Abweichungen von den Annahmen des Rentenanpas- 
sungsberichts, insbesondere bezüglich 

1 . Einkommensentwicklung, 

2. Arbeitslosenquote, 

3. Zahl der ausländischen Arbeitnehmer? 

Welche Konsequenzen ergeben sich hieraus für die mit- 
tel- und langfristige Entwicklung der Rentenfinanzen? 

c) Welche Vorschläge hat die Bundesregierung der Arbeits- 
gruppe zur Überprüfung der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung vorgelegt, um - soweit erforderlich - die Leistungs- 
fähigkeit der Rentenversicherung nach geltendem Recht 
mittel- und langfristig zu sichern? 

4. a) Welche neuen Erkenntnisse und Unterlagen stehen den 

im Rahmen der Sozialpolitischen Gesprächsrunde gebil- 
deten Arbeitsgruppen zur Verfügung? 

b) Wie hoch schätzt die Bundesregierung nach Ablauf des 
ersten und der voraussichtlichen Entwicklung des zweiten 
Halbjahres den Anteil der Sozialleistungen am Brutto- 
sozialprodukt der Bundesrepublik Deutschland (Sozial- 
leistungsquote) für das Jahr 1975? Wie hoch wird nach 
Auffassung der Bundesregierung die Sozialleistungs- 
quote für das Jahr 1976 ausfallen? 

c) Wie hoch wird nach Ansicht der Bundesregierung die 
Gesamtbelastung 

1. der Arbeitnehmer 

2. der Unternehmen 

mit Sozialabgaben in den Jahren 1975 und 1976 sein? 

d) Hält die Bundesregierung ihre Aussage im Sozialbericht 
1974 aufrecht, daß „für den aktuellen Vorausberechnungs- 
zeitraum des vorliegenden Sozialbudgets" (1974 bis 1978) 
mit einer „jahresdurchschnittlichen Steigerungsrate der 
realen Nettoverdienste von 3 v. H. gerechnet werden" 
kann, und welches Wachstum der durchschnittlichen rea- 
len Nettoeinkommen der Arbeitnehmer erwartet die 
Bundesregierung für 1975 und 1976? 

e) Wie wird sich das reale verfügbare Einkommen von 
Alleinernährern von Mehrkinderfamilien unter Einbe- 
ziehung des nominell unveränderten Kindergeldes und 
der bei steigendem Nominalerwerbseinkommen absin- 
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kenden Wohngeldansprüche entwickeln, und in welchem 
Ausmaß werden nach Auffassung der Bundesregierung 

1 . die Zahl der Sozialhilfeberechtigten steigen und 

2. die Leistungsverpflichtungen der Sozialhilfeträger 
anwachsen? 

Bonn, den 6. August 1975 

Dr. Carstens (Fehmarn) 

Stückten 
Katzer 
Dr. Götz 
Dr. Jenninger 

Carstens, Stückten und Fraktion 
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